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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


5. 


Inhalt: Geſetz, betreffend den weiteren Erwerb von Eiſenbahnen für den Staat, S. 123. — Geſetz, 
betreffend den Erwerb des Oſtpreußiſchen Südbahnunternehmens für den Staat, S. 148. 


(Nr. 10440.) Geſetz, betreffend den weiteren Erwerb von Eiſenbahnen für den Staat. Vom 
18. Mai 1903. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags der Monarchie, was 
folgt: 
§1. 


Die Staatsregierung wird unter Genehmigung der beigedruckten Verträge, 


nämlich: 
1. des Vertrags vom 6. 1914 0715 1903, betreffend den Ubergang des 


Marienburg-Mlawkaer Eiſenbahnunternehmens auf den Staat, 
2. des Vertrags vom an 1903, betreffend den Ubergang des 
Altdamm⸗Kolberger Eiſenbahnunternehmens auf den Staat, 
3. des Vertrags vom nn 1903, betreffend den Ubergang des 
Stargard-Cüſtriner Eiſenbahnunternehmens auf den Staat, „ 
4. des Vertrags vom 14/17. Februar 1903, betreffend den Übergang 
des Kiel-Eckernförde-Flensburger Eiſenbahnunternehmens auf den Staat, 
5. des Vertrags vom 13. März 1903, betreffend den Übergang des 
Dortmund-Gronau-Enſcheder Eiſenbahnunternehmens auf den Staat, 
zur käuflichen Übernahme 
1. der Marienburg-Mlawkaer Eiſenbahn, 
2. der Altdamm⸗Kolberger Eiſenbahn, 
3. der Stargard⸗Cüſtriner Eiſenbahn, 
4. der Kiel⸗Eckernförde-Flensburger Eiſenbahn und 
5. der Dortmund⸗Gronau⸗Enſcheder Eiſenbahn 
nach Maßgabe der Vertragsbeſtimmungen ermächtigt. 
Geſetz-Samml. 1903. (Nr. 1044010441.) 24 


Ausgegeben zu Berlin den 22. Mai 1903. 


30. Januar 
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82. 


Die Staatsregierung wird ermächtigt, nach Maßgabe der im § 1 unter 1 
bis 5 gedachten Verträge den Umtauſch von: 
12 840 000 Mark Stammaktien der Marienburg⸗Mlawkaer Eiſenbahn 
in Staatsſchuldverſchreibungen der dreiprozentigen konſolidierten Anleihe 


I. 


10, 


zum Betrage voe nn 


. 12 840 000 Mark Stamm⸗Prioritätsaktien der 


Marienburg-Mlawkaer Eiſenbahn in Staats- 
ſchuldverſchreibungen der dreiprozentigen konſoli⸗ 
dierten Anleihe zum Betrage von 
3 150 000 Mark Stammaktien der Altdamm⸗ 
Kolberger Eiſenbahn (u je 500 Mark) in Staats- 
ſchuldverſchreibungen der dreiprozentigen konſoli⸗ 
dierten Anleihe zum Betrage vonn 


496 000 Mark Stammaktien der Altdamm⸗ 


Kolberger Eiſenbahn (u je 1000 Mark) in 
Staatsſchuldverſchreibungen der dreiprozentigen 
konſolidierten Anleihe zum Betrage von. 


3 150 000 Mark Prioritäts-Stammaktien Lit- 


tera A und B der Altdamm⸗Kolberger Eiſenbahn 
in Staatsſchuldverſchreibungen der dreiprozentigen 
konſolidierten Anleihe zum Betrage von .. 


2 500 000 Mark Stammaktien B (Stammaktien) 


der Stargard⸗Cüſtriner Eiſenbahn in Staats⸗ 
ſchuldverſchreibungen der dreiprozentigen konſoli— 
dierten Anleihe zum Betrage vorn 


. 2500 000 Mark Stammaktien A (Prioritäts⸗ 
Stammaktien) der Stargard⸗Cüſtriner Eifenbahn 


in Staatsſchuldverſchreibungen der dreiprozentigen 
konſolidierten Anleihe zum Betrage von 


. 1852 500 Mark Stammaktien der Kiel-Eckern⸗ 


förde⸗Flensburger Eiſenbahn in Staatsſchuldver⸗ 
ſchreibungen der dreiprozentigen konſolidierten An⸗ 
leihe zum Betrage vnnnn nun 


. 1749500 Mark Prioritäts-Stammaktien der 


Kiel⸗Eckernförde⸗Flensburger Eiſenbahn in Staats- 
ſchuldverſchreibungen der dreiprozentigen konſoli⸗ 
dierten Anleihe zum Betrage vonn 
24 000 000 Mark Aktien der Dortmund⸗Gronau⸗ 
Enſcheder Eiſenbahn gu je 600 Mark) in Staats- 


Seite 


10 272 000 Mark, 


17 120 000 = 


669 600 = 
4252 500 
4 000 000 = 


3 500 000 = 
2278250 . 


2 274 350 ⸗ 


48 619 200 Mark 


e VI 

Übertrag 

ſchuldverſchreibungen der dreiprozentigen konſoli⸗ 

dierten Anleihe zum Betrage vonn 

11. 6 000 000 Mark Aktien der Dortmund⸗Gronau⸗ 

Enſcheder Eiſenbahn Gu je 1 200 Mark) in 

Staatsſchuldverſchreibungen der dreiprozentigen 

konſolidierten Anleihe zum Betrage von 

herbeizuführen und zu dieſem Zwecke Staatsſchuldverſchrei⸗ 

bungen der dreiprozentigen konſolidierten Anleihe zu dem 

Geſamtbetrage vo n 
auszugeben. 


93. 


48 619 200 Mark 


48 000 000 


12 000 000 


z 


108 619 200 Mark 


Die Staatsregierung wird ermächtigt, in Gemäßheit der im § 1 unter 1 


bis 5 gedachten Verträge: 
a) zur baren Zuzahlung 


1. auf 21 400 Stück Stammaktien der Marienburg⸗Mlawkaer Eiſenbahn 
179 760,00 Mark, 


die Sum t 8 
auf 21400 Stück Stamm - Prioritätsaktien der 
Marienburg⸗Mlawkaer Eiſenbahn die Summe von 
3. auf 6300 Stück Stammaktien Gu je 500 Mark) 
der Altdamm⸗Kolberger Eiſenbahn die Summe von 

4. auf 496 Stück Stammaktien (u je 1000 Mark) 
der Alkdamm⸗Kolberger Eifenbahn die Summe von 

5. auf 6 300 Stück Prioritäts-Stammaktien Littera A 
und B der Altdamm⸗Kolberger Eiſenbahn die 
Summe vfon;ns et ee 

6. auf 5 000 Stück Stammaktien B (Stammaktien) 
der Stargard⸗Cüſtriner Eiſenbahn die Summe von 

7. auf 5000 Stück Stammaktien A (Prioritäts⸗ 
Stammaktien) der Stargard⸗Cüſtriner Eiſenbahn 
die Summe voe n anlaa nme 

8. auf 3 505 Stück Stammaktien der Kiel⸗Eckernförde⸗ 
Flensburger Eiſenbahn die Summe von 

9. auf 3499 Stück Prioritäts⸗Stammaktien der Kiel⸗ 
Eckernförde⸗Flensburger Eiſenbahn die Summe 


D 


10. auf 40000 Stück Aktien (zu je 600 Mark) 
der Dortmund » Gronau - Enfcheder Eifenbahn die 
J 8 


Seite 


42.800,00 
42 336,00 


6 666,24 


42 336,00 
79.000,00 


61.250,00 


50 822,50 
50 735,50 


3 240 000,00 


e 


g 


3786 706,2: Mark 


24° 


26 


Übertrag .. .. 3 786 706,24 Mark 


11. auf 5000 Stück Aktien (zu je 1200 Mark) 
der Dortmund-Gronau-Enſcheder Eiſenbahn die 
Sümme voenr n N: 8100000 = 


b) zu Abfindungen 


an die Direktoren der Marienburg-Mlawkaer Eiſenbahn, der 
Altdamm-Kolberger Eiſenbahn, der Stargard-Cüſtriner 
Eiſenbahn, der Kiel-Eckernförde-Flensburger Eiſenbahn und 
der Dortmund-Gronau-Enſcheder Eiſenbahn die Summe von 2057 000,00 „ 


c) zur Deckung des Bauvorſchuſſes 


der Marienburg-Mlawkaer Eiſenbahn und der Stargard— 
Cüſtriner Eiſenbahn die Summe voenn . 1258 705, = 
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zuſammen . . . . 7912 411,24 Mark 
zu verwenden und 


I. zur Deckung der im § 3 unter a bis o erforderlichen Mittel die Be- 
ſtände der Reſerve-, Erneuerungs- uſw. Fonds, deren Höhe nach dem 
Abſchluſſe des Jahres 1901 beziehungsweiſe 1901/1902 9861 663 Mark 
betrug, ſobald dieſe Fonds dem Staate zugefallen ſein werden, zu 
verwenden, i 

II. die verbleibenden Reſtbeſtände der genannten Fonds in Anrechnung auf 
die der Staatsregierung bewilligten noch offenſtehenden Eiſenbahnkredite 
zu verwenden. 


§ 4. ; 

Der Finanzminiſter und der Miniſter der öffentlichen Arbeiten werden er- 
mächtigt, bei dem Umtauſche von Aktien in Staatsſchuldverſchreibungen, ſofern 
die Anzahl der eingereichten Stücke den nach den abgeſchloſſenen Verträgen für 
den Umtauſch maßgebenden Verhältniszahlen nicht entſpricht, die Ausgleichung 
des in Staatsſchuldverſchreibungen nicht darſtellbaren Uberſchußbetrags durch 
Barzahlung zu bewirken, wobei der zu zahlende Betrag nach dem um ein Prozent 
verminderten Kurſe, welcher für Staatsſchuldverſchreibungen der dreiprozentigen 
fonfolidierten Anleihe vor dem Tage des Umtauſches zuletzt an der Berliner 
Börſe bezahlt worden iſt, berechnet wird. 


§ 5. 

Die Umwandlung der für die Aktien als Abfindung gegebenen Staats— 
ſchuldverſchreibungen in Buchſchulden des Staates erfolgt gebührenfrei, wenn die 
Eintragung binnen einer vom Finanzminiſter feſtzuſetzenden Friſt bei der Haupt⸗ 
verwaltung der Staatsſchulden beantragt wird. 


a 


§ 6. 

Die Staatsregierung wird ermächtigt, an Stelle der noch nicht begebenen 
Prioritätsobligationen der im § 1 unter 2 und 5 bezeichneten Eiſenbahnunter⸗ 
nehmungen, ſoweit ſich die weitere Begebung als untunlich oder nach dem Er— 
meſſen des Finanzminiſters als unvorteilhaft erweiſen ſollte, nach Maßgabe des 
Bedürfniſſes für die ſtatutariſchen Verwendungszwecke Staatsſchuldverſchreibungen 
bis zu dem ſich auf 3469000 Mark beziffernden Nennbetrage der Obligationen 
auszugeben. $ 

Se 

Der Finanzminiſter und der Minifter der öffentlichen Arbeiten werden 
ermächtigt, bei der Auflöſung der im § 1 unter 1 bis 5 genannten Geſellſchaften 
nach Maßgabe der daſelbſt bezeichneten Verträge den Kaufpreis für den Erwerb 
der Bahnen unter Verwendung der in den §§ 2 und 3 bewilligten Mittel zu 
zahlen, beziehungsweiſe auf die Staatskaſſe zu übernehmen. 

Der Finanzminiſter wird ferner ermächtigt, die bisher begebenen Anleihen 
der in dieſem Geſetze bezeichneten Eiſenbahnunternehmungen, ſoweit dieſelben nicht 
inzwiſchen getilgt ſind, zur Rückzahlung zu kündigen, ſowie auch den Inhabern 
der Schuldverſchreibungen dieſer Anleihen die Rückzahlung der Schuldbeträge oder 
den Umtauſch gegen Staatsſchuldverſchreibungen anzubieten und die Bedingungen 
des Angebots feſtzuſetzen. Die hierzu erforderlichen Mittel find durch Veraus— 
gabung eines entſprechenden Betrags von Staatsſchuldverſchreibungen aufzubringen. 

; § 8. 

Uber die Ausführung der im § 7 getroffenen Beſtimmungen hat die Staats- 
regierung dem Landtage bei jedesmaliger Vorlage des Etats der Eiſenbahn— 
verwaltung Rechenſchaft zu geben. 


Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins— 


fuße, zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schuld- 


verſchreibungen verausgabt werden ſollen ($$ 2, 3, 6 und 7) beſtimmt, ſoweit 
nicht durch die im § 1 angeführten Verträge Beſtimmung getroffen iſt, der 


Finanzminiſter. 


Im übrigen kommen wegen der Verwaltung und Tilgung der Anleihen 
und wegen Verjährung der Zinſen die Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 
1869, betreffend die Konfolidation Preußiſcher Staatsanleihen (Geſetz-Samml. 
S. 1197) und des Geſetzes vom 8. März 1897, betreffend die Tilgung von 
Staatsſchulden (Geſetz-Samml. S. 43) zur Anwendung. 


$ 10. 
Die Staatsregierung wird auf Grund des $5 unter a des Geſetzes vom 
24. Februar 1850, betreffend die Verwaltung des Staatsſchuldenweſens und 
Bildung einer Staatsſchuldenkommiſſion, (Geſetz-Samml. S. 57) ermächtigt, die 
Verwaltung der Anleihekapitalien der Hauptverwaltung der Staatsſchulden zu 
übertragen. 


1 


Die behufs der Tilgung eingelöſten oder angekauften Obligationen werden 
nach Vorſchrift des § 17 des bezeichneten Geſetzes vom 24. Februar 1850 ver⸗ 
nichtet und die Geldbeträge öffentlich bekannt gemacht. 


811. 

Jede Verfügung der Staatsregierung über die im §1 bezeichneten Eiſen⸗ 
bahnen durch Veräußerung bedarf zu ihrer Rechtsgültigkeit der Zuſtimmung 
beider Häuſer des Landtags. 

Dieſe Beſtimmung bezieht ſich nicht auf die beweglichen Beſtandteile und 
Zubehörungen dieſer Eiſenbahnen und auf die unbeweglichen inſoweit nicht, als 
ſie nach der Erklärung des Miniſters der öffentlichen Arbeiten für den Betrieb 
der betreffenden Eiſenbahn entbehrlich ſind. 


12. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Verkündigung in Kraft. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Metz, den 18. Mai 1903. 


(L. S. Wilhelm. 
Gr. v. Bülow. Schönſtedt. v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. v. Tirpitz. 


Studt v. Podbielski. Frhr. v. Hammerſtein. 
Gugleich für den Finanzminiſter). Möller. Budde. 


Aulage L 
Vertrag, 
betreffend 


den Übergang des Marienburg-Mlawkaer Eiſenbahnunternehmens 
auf den Staat. 


Zwiſchen der Königlichen Staatsregierung, vertreten durch den Geheimen Ober⸗ 
Regierungsrat Teßmar als Kommiſſar des Miniſters der öffentlichen Arbeiten 
und den Geheimen Finanzrat Ottendorff als Kommiſſar des Finanzminiſters, 
einerſeits und der Direktion der Marienburg-Mlawkaer Eiſenbahngeſellſchaft 
andererſeits ift unter dem Vorbehalte der verfaſſungsmäßigen Genehmigung fowie 
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nach erfolgter Zuſtimmung der Generalverſammlung der Aktionäre der vor⸗ 
genannten Eiſenbahngeſellſchaft folgender Vertrag abgeſchloſſen worden: 


N 
Die Marienburg-Mlawkaer Eiſenbahngeſellſchaft tritt an den Preußiſchen 
Staat ihr geſamtes bewegliches und unbewegliches Vermögen mit allen ihr zu⸗ 
ſtehenden Rechten und obliegenden Verpflichtungen zu vollem Eigentum ab. Es 
gehen daher außer den Bahnanlagen nebſt Zubehör, den Dienſtwohngebäuden 
und Dispoſitionsgrundſtücken ſämtliche Fonds der Geſellſchaft, die Materialien⸗ 
beſtände, die Betriebsmittel ſowie alle dem Marienburg-Mlawkaer Eiſenbahn⸗ 
unternehmen zuſtehenden Rechte und Gerechtigkeiten ohne irgend welche Ausnahme 
auf den Preußiſchen Staat über. 
2 
Der für die Abtretung dieſer Rechte ($ 1) vom Staate zu zahlende Kauf- 
preis beträgt 17 120 000 Mark. 
Außerdem übernimmt der Staat alle Schulden der Marienburg⸗Mlawkaer 
Eiſenbahngeſellſchaft als Selbſtſchuldner. 


§ 3. 
Mit dem erſten des zweiten auf die Perfektion dieſes Vertrags folgenden 
Monats erfolgt die Auflöſung der Marienburg⸗Mlawkaer Eiſenbahngeſellſchaft. 
Die Liquidation wird für Rechnung des Staates von dem Präſidenten 
der Königlichen Eiſenbahndirektion in Danzig bewirkt. 


$.4. 

Der Staat ift verpflichtet, vom Tage der Auflöſung der Geſellſchaft an, 
den Inhabern von Aktien der Marienburg⸗Mlawkaer Eiſenbahngeſellſchaft gegen 
Abtretung ihrer Rechte, d. h. gegen Einlieferung ihrer Aktien nebſt zugehörigen 
Talons und Dividendenſcheinen für das Jahr 1903 und folgende eine Abfindung 
anzubieten und zwar: 

a) für je fünf Stammaktien zu je 600 Mark Staatsſchuldverſchreibungen 
der 3 prozentigen konſolidierten Anleihe zum Nennwerte von zweitauſend⸗ 
vierhundert Mark mit Zinsſcheinen für die Zeit vom 1. Januar 1903 
ſowie eine bare Zuzahlung von 8,10 Mark für jede Aktie; 

b) für je fünf Stammprioritätsaktien zu je 600 Mark Staatsſchuld⸗ 
verſchreibungen der dreiprozentigen konſolidierten Anleihe zum Nennwerte 
von viertauſend Mark mit Zinsſcheinen für die Zeit vom 1. Januar 
1903 ſowie eine bare Zuzahlung von 2 Mark für jede Aktie. 

Der Staat wird in Höhe der umgetauſchten Aktien Aktionär der Ge 
ſellſchaft und übt als ſolcher nach Maßgabe feines Beſitzes an Aktien das 
ſtatutariſche Stimmrecht aus. 

Die Bekanntmachung des Angebots erfolgt ſpäteſtens 14 Tage vor dem 
Beginne des Umtauſches in den Geſellſchaftsblättern. Dieſelbe ift ſechsmal in 
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Zwiſchenräumen von wenigſtens einem Monate zu wiederholen. Zu dem Um- 
tauſche wird der Staat eine Friſt von einem Jahre bewilligen. 


§ 5. 

Der Staat iſt verpflichtet, ein Jahr nach erfolgter Auflöſung der Ge— 
ſellſchaft der mit der Liquidation beauftragten Behörde den Kaufpreis für die 
Abtretung des Unternehmens ($ 2) unter Anrechnung des auf die umgetauſchten 
Aktien entfallenden Betrags (§ 4) behufs ſtatutenmäßiger Verteilung an die 
Inhaber der Aktien zur Verfügung zu ſtellen. 

Gleichzeitig ſind die Inhaber der Aktien durch die Geſellſchaftsblätter auf— 
zufordern, binnen einer Friſt von 3 Monaten ihre Aktien an die Geſellſchafts— 
kaſſe gegen Empfangnahme ihres Anteils an dem Kaufpreis abzuliefern. 

Die nach Ablauf der angegebenen dreimonatlichen Friſt nicht abgehobenen 
Beträge werden mit der Maßgabe bei der geſetzlichen Hinterlegungsſtelle eingezahlt, 
daß die Auszahlung nur gegen Rückgabe der Aktien oder auf Grund eines die 
Aktien für kraftlos erklärenden rechtskräftigen Ausſchlußurteils erfolgen darf, 


§ 6. 

Die Ubergabe des Kaufobjekts wird am erſten des zweiten auf die Perfektion 
dieſes Vertrags folgenden Monats bewirkt. Es ſoll jedoch bereits vom 1. Januar 
1903 ab die Verwaltung und der Betrieb des Marienburg-Mlawkaer Eiſenbahn— 
unternehmens für Rechnung des Staates erfolgen, ſo daß alſo die Einkünfte der 
Bahn ſchon von dieſem Tage ab dem Staate zufallen. 

Die Marienburg⸗Mlawkaer Eiſenbahngeſellſchaft, welche in der Zwiſchenzeit 
die Verwaltung im Intereſſe des Staates in bisheriger Weiſe durch ihre Ver— 
waltungsorgane führen läßt, wird ſich folgeweiſe in allen wichtigen Angelegen— 
heiten der vorgängigen Zuſtimmung des Miniſters der öffentlichen Arbeiten 
verſichern. 9 

Die Geſellſchaft verpflichtet fich, alsbald nach der Übergabe des Kauf- 
objekts das noch Erforderliche zur Übertragung des Geſellſchaftseigentums an den 
Staat zu veranlaſſen. Behufs der erforderlichen Übertragung des Grundeigentums 
auf denſelben foll derjenige Beamte der Marienburg-Mlawkaer Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft zun Abgabe der Auflaſſungserklärung beziehungsweiſe zur Eigentums⸗ 
übertragung ermächtigt ſein, welchen in jedem einzelnen Falle der Königliche 
Eiſenbahnkommiſſar zu Poſen benennen wird. 


SEELE, 

Sofern die für das Betriebsjahr 1902 auf die Stammprioritätsaktien und 
Stammaktien zu zahlende Dividende zur Zeit der Auflöſung der Geſellſchaft noch 
nicht feſtgeſtellt fein ſollte, wird dieſelbe in bisheriger ſtatutmäßiger Weife feft- 
geſtellt. Auf die Dividendenſcheine ſpäterer Betriebsjahre wird, da die Geſellſchaft 
inzwiſchen in die Liquidation eingetreten iſt, eine Dividende nicht mehr gezahlt. 


Se IB 


7 In bezug auf die Verwaltung deg Unternehmens bis zum Zeitpunkte des 
Überganges desſelben auf den Staat verbleibt es bei den beſtehenden Be— 
ſtimmungen des Geſellſchaftsſtatuts. 

Der Aufſichtsrat hat das Intereſſe der Marienburg-Mlawkaer Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft gegenüber dem Staate, ſoweit es fich um die Erfüllung dieſes Ver- 
trags handelt, wahrzunehmen und gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten. 

Bis zur Beendigung der Liquidation der Geſellſchaft wird der Aufſichtsrat 
alljährlich in bisheriger ſtatutmäßiger Weiſe gewählt. Einer Hinterlegung von 
Aktien der Geſellſchaft ſeitens der Mitglieder des Aufſichtsrats bedarf es fernerhin 
nicht mehr. 

Die den Mitgliedern des Aufſichtsrats nach § 39 des Geſellſchaftsſtatuts 
zuſtehende Remuneration wird zum letzten Male für das auf die Auflöſung der 
Geſellſchaft folgende volle Kalenderjahr gezahlt. Sofern nach Ablauf dieſes Jahres 
die endgültige Auflöſung des Auffichtsrats, die mit der Beendigung des Liqui- 
dationsverfahrens zu erfolgen hat, noch nicht eingetreten ſein ſollte, werden den 
Mitgliedern des Aufſichtsrats für die ſpätere Zeit ihrer Tätigkeit nur die baren 
Auslagen in der bisherigen Weiſe erſtattet. 


; § 8. : 

Das gefamte Beamten- und Dienftverfonal der Marienburg-Mlawkaer 
Eiſenbahngeſellſchaft mit Ausnahme der zeitigen Mitglieder der Geſellſchaftsdirektion 
tritt mit dem Ubergange des Unternehmens auf den Staat in den Dienft, der 
Königlichen Verwaltung über, welche die mit jenem Perſonal zur Zeit des Uher- 
ganges beſtehenden Verträge zu erfüllen hat. 

Die Beamtenpenſions- und Unterſtützungskaſſe der Marienburg-Mlawkaer 
Eiſenbahn bleibt nach dem betreffenden Reglement beſtehen, inſoweit nicht im 
Einverſtändniſſe mit der zuſtändigen Kaſſenvertretung eine anderweitige Regelung 
ſtattfindet. ` 

! Der Staat tritt in alle rückſichtlich der erwähnten Kaffe ſowie der Betriebs- 
kranken⸗ und Arbeiter-Penſionskaſſe von der Marienburg-Mlawkaer Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft übernommenen Verbindlichkeiten ein. Die reglementsmäßigen Rechte 
der Geſellſchaft werden künftig durch die zur Verwaltung der Marienburg— 
Mlapkaer Eiſenbahn eingeſetzte Königliche Behörde ausgeübt. 

Den zeitigen Mitgliedern der Direktion bleiben ihre vertragsmäßigen An⸗ 
ſprüche vermögensrechtlicher Natur gewahrt. = 


§ 9. 
Seitens der Königlichen Staatsregierung wird die verfaſſungsmäßige Ge- 
nehmigung ſobald als tunlich herbeigeführt werden. 
Dieſes Abkommen wird hinfällig, wenn dieſe Genehmigung nicht bis zum 
1. Juli 1904 erlangt worden iſt. 
Geſetz⸗Samml. 1903. (Nr. 10440.) 25 
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§ 10. 
Die Beſtimmungen dieſes Vertrags folen nach deffen Perfektion für die 
Marienburg⸗Mlawkaer Eiſenbahngeſellſchaft die Geltung ſtatutariſcher Beſtim⸗ 
mungen haben, ſo daß alſo dieſer Vertrag als Nachtrag zum Geſellſchaftsſtatut 


anzuſehen iſt. 
§ 11. 


Die Koſten dieſes Vertrags einſchließlich der nach Maßgabe der geſetzlichen 
Beſtimmungen zu entrichtenden Stempelſteuer übernimmt der Preußiſche Staat. 


Berlin, den 30. Januar 1903. 
(L. S.) Teßmar, (L. S.) Ottendorff, 


Geheimer Ober- Regierungsrat. Geheimer Finanzrat. 


Danzig, den 6. Februar 1903. 


Direktion der Marienburg⸗Mlawkaer Eiſenbahngeſellſchaft (Danzig —Warſchau, 
Preußiſche Abteilung). 


(L. S.) E, Breidſprecher. Seering. 
Anerkannt zum gerichtlichen Protokolle de dato Danzig, den 7. Februar 1903. 


Anlage 2. 
Vertrag, 


betreffend 


den Übergang des Altdamm-Kolberger Eiſenbahnunternehmens 
auf den Staat. 


Seiftien der Königlichen Staatsregierung, vertreten durch den Geheimen Ober- 
Regierungsrat Teßmar als Kommiſſar des Miniſters der öffentlichen Arbeiten und 
den Geheimen Finanzrat Ottendorff als Kommiſſar des Finanzminiſters, einerſeits 
und der Direktion der Altdamm-Kolberger Eiſenbahngeſellſchaft andererſeits ift 
unter dem Vorbehalte der verfaſſungsmäßigen Genehmigung ſowie nach erfolgter 
Zuſtimmung der Generalverſammlung der Aktionäre der vorgenannten Eiſenbahn— 
geſellſchaft folgender Vertrag abgeſchloſſen worden: 
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$1, | 
Die Altdamm⸗Kolberger Eiſenbahngeſellſchaft tritt an den Preußiſchen 

Staat ihr geſamtes bewegliches und unbewegliches Vermögen mit allen ihr zu⸗ 
ſtehenden Rechten und obliegenden Verpflichtungen zu vollem Eigentum ab. Es 
gehen daher außer den Bahnanlagen nebſt Zubehör, den Dienſtwohngebäuden 
und Dispoſitionsgrundſtücken ſämtliche Fonds der Geſellſchaft, die Materialien⸗ 
beſtände, die Betriebsmittel ſowie alle dem Altdamm⸗Kolberger Eiſenbahnunter⸗ 
nehmen zuſtehenden Rechte und Gerechtigkeiten ohne irgend welche Ausnahme 
auf den Preußiſchen Staat über. 

92 


Der für die Abtretung dieſer Rechte ($ 1) vom Staate zu zahlende Kauf- 
preis beträgt ſechs Millionen dreitauſend Mark. 

Außerdem übernimmt der Staat die Prioritätsanleihen ſowie alle ſonſtigen 
Schulden der Altdamm-Kolberger Eiſenbahngeſellſchaft als Selbſtſchuldner. 


§ 3. 
Mit dem erſten des zweiten auf die Perfektion dieſes Vertrags folgenden 
Monats erfolgt die Auflöſung der Altdamm⸗Kolberger Eiſenbahngeſellſchaft. 
; Die Liquidation wird für Rechnung des Staates von dem Präſidenten 
der Königlichen Eiſenbahndirektion in Stettin bewirkt. 


§ 4. 

Der Staat ift verpflichtet, vom Tage der Auflöſung der Geſellſchaft an, 
den Inhabern von Aktien der Altdamm⸗Kolberger Eiſenbahngeſellſchaft gegen 
Abtretung ihrer Rechte, d. h. gegen Einlieferung ihrer Aktien nebſt zugehörigen 
Gewinnanteil- und Erneuerungsſcheinen für das Jahr vom 1. April 1903 und 
folgende, eine Abfindung anzubieten, und zwar: 

a) für je vier Stammaktien zu je 500 Mark Staatsſchuldverſchreibungen 
der dreiprozentigen konſolidierten Anleihe zum Nennwerte von zwei⸗ 
tauſendſiebenhundert Mark mit Zinsſcheinen für die Zeit vom 1. April 
1903 ſowie eine bare Zuzahlung von 6,72 Mark für jede Aktie; 
für je zwei Stammaktien zu je 1000 Mark Staatsſchuldverſchreibungen 
der dreiprozentigen konſolidierten Anleihe zum Nennwerte von zwei⸗ 
tauſendſiebenhundert Mark mit Zinsſcheinen für die Zeit vom 1. April 
1903 ſowie eine bare Zuzahlung von 13, Mark für jede Aktie, 
für je vier Prioritätsſtammaktien Littera A und B zu je 500 Mark 
Staatsſchuldverſchreibungen der dreiprozentigen konſolidierten Anleihe 
zum Nennwerte von zweitauſendſiebenhundert Mark mit Zinsſcheinen 
für die Zeit vom 1. April 1903 ſowie eine bare Zuzahlung von 
6,72 Mark für jede Aktie. 

Der Staat wird in Höhe der umgetauſchten Aktien Aktionär der Gefell- 
ſchaft und übt als ſolcher nach Maßgabe ſeines Beſitzes an Aktien das ſtatu⸗ 
tariſche Stimmrecht aus. . 


b 
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Die Bekanntmachung des Angebots erfolgt ſpäteſtens vierzehn Tage vor 
dem Beginne des Umtauſches in den Geſellſchaftsblättern. Dieſelbe iſt ſechsmal 
in Zwiſchenräumen von wenigſtens einem Monate zu wiederholen. Zu dem Um— 
tauſche wird der Staat eine Friſt von einem Jahre bewilligen. 


§ 5. 

Der Staat ift verpflichtet, ein Jahr nach erfolgter Auflöſung der Gefell- 
ſchaft der mit der Liquidation beauftragten Behörde den Kaufpreis für die Ab— 
tretung des Unternehmens ($ 2) unter Anrechnung des auf die umgetauſchten 
Aktien (§ 4) entfallenden Betrags behufs ſtatutenmäßiger Verteilung an die In— 
haber der Aktien zur Verfügung zu ſtellen. 

Gleichzeitig ſind die Inhaber der Aktien durch die Geſellſchaftsblätter auf— 
zufordern, binnen einer Friſt von drei Monaten ihre Aktien an die Geſellſchafts— 
kaſſe gegen Empfangnahme ihres Anteils an dem Kaufpreis abzuliefern. 

Die nach Ablauf der angegebenen dreimonatlichen Friſt nicht abgehobenen 
Beträge werden mit der Maßgabe bei der geſetzlichen Hinterlegungsſtelle eingezahlt, 
daß die Auszahlung nur gegen Rückgabe der Aktien oder auf Grund eines die 
Aktien für kraftlos erklärenden rechtskräftigen Ausſchlußurteils erfolgen darf. 


§ 6. 

Die Übergabe des Kaufobjekts wird am erſten des zweiten auf die Per- 
fektion dieſes Vertrags folgenden Monats bewirkt. Es ſoll jedoch bereits vom 
1. April 1903 ab die Verwaltung und der Betrieb des Altdamm-Kolberger 
Eiſenbahnunternehmens für Rechnung des Staates erfolgen, ſo daß alſo die 
Einkünfte der Bahn ſchon von dieſem Tage ab dem Staate zufallen. 

Die Altdamm-Kolberger Eiſenbahngeſellſchaft, welche in der Zwiſchenzeit 
die Verwaltung im Intereſſe des Staates in bisheriger Weiſe durch ihre Ver— 
waltungsorgane führen läßt, wird ſich folgeweiſe in allen wichtigen Angelegen— 
heiten der vorgängigen Zuſtimmung des Miniſters der öffentlichen Arbeiten 
verſichern. a 

Die Geſellſchaft verpflichtet ſich, alsbald nach der Übergabe des Kaufobjekts 
das noch Erforderliche zur Übertragung des Geſellſchaftseigentums an den Staat 
zu veranlaſſen. Behufs der erforderlichen UAbertragung des Grundeigentums auf 
denſelben ſoll derjenige Beamte der Altdamm-Kolberger Eiſenbahngeſellſchaft zur 
Abgabe der Auflaſſungserklärung beziehungsweiſe zur Eigentumsübertragung cr- 
mächtigt fein, welchen in jedem einzelnen Falle der Königliche Eiſenbahnkommiſſar 
in Poſen benennen wird. 

N 

Sofern die für das Betriebsjahr 1902/03 auf die Stammaktien bes 
ziehungsweiſe Prioritäts-Stammaktien Littera A und B zu zahlende Dividende zur 
Zeit der Auflöſung der Geſellſchaft noch nicht feſtgeſtellt fein ſollte, wird dieſelbe 
in bisheriger ſtatutenmäßiger Weiſe feſtgeſtellt. Auf die Gewinnanteilſcheine 
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ſpäterer Betriebsjahre wird, da die Geſellſchaft inzwiſchen in die Liquidation ein- 
getreten iſt, eine Dividende nicht mehr gezahlt. 

r In bezug auf die Verwaltung des Unternehmens bis zum Zeitpunkte des 
Uberganges desſelben auf den Staat verbleibt es bei den beſtehenden Beſtimmungen 
des Statuts. 8 

Der Aufſichtsrat hat das Intereſſe der Altdamm-Kolberger Eifenbahn- 
geſellſchaft gegenüber dem Staate, ſoweit es fich um die Erfüllung dieſes Ber- 
trags handelt, wahrzunehmen und gerichtlich und gußergerichtlich zu vertreten. 

Bis zur Beendigung der Liquidation der Geſellſchaft wird der Auffichtsrat 
alljährlich in bisheriger ſtatutenmäßiger Weiſe gewählt. Die Mitglieder des 
Aufſichtsrats brauchen nicht Aktionäre zu fein. 

Die dem Vorſitzenden des Aufſichtsrats nach § 31 des zweiten Nachtrags 
zum Geſellſchaftsſtatute zuſtehende Vergütung wird zum letzten Male für das auf 
die Auflöſung der Geſellſchaft folgende Geſchäftsjahr gezahlt. Die Höhe dieſer 
Vergütung wird für die Jahre, für welche eine ſolche zu zahlen ift, auf den- 
jenigen Betrag feſtgeſetzt, welcher für das Jahr 1901/02 nach Maßgabe der 
bisherigen Grundſätze gewährt worden iſt. Sofern nach Ablauf des auf die 
Auflöſung der Geſellſchaft folgenden Jahres die Auflöſung des Aufſichtsrats, 
die mit der Beendigung des Liquidationsverfahrens zu erfolgen hat, noch nicht 
eingeleitet fein ſollte, werden dem Vorſitzenden und den Mitgliedern des Auffichts- 
rats für die ſpätere Zeit ihrer Tätigkeit nur die baren Auslagen erſtattet. 


88. 


Das geſamte Beamten: und Dienſtperſonal der Altdamm-⸗Kolberger 
Eiſenbahngeſellſchaft, mit, Ausnahme der zeitigen Mitglieder der Geſellſchafts— 
direktion, tritt mit dem Übergange des Unternehmens auf den Staat in den 
Dienſt der Königlichen Verwaltung über, welche die mit jenem Perſonale zur 
Zeit des Überganges beſtehenden Verträge zu erfüllen hat. 

Die Beamtenpenſions- und Anterſtützungskaſſe der Altdamm-⸗Kolberger 
Eiſenbahn bleibt nach dem betreffenden Reglement beſtehen, inſoweit nicht im 
Einverſtändniſſe mit der zuſtändigen Kaſſenvertretung eine anderweitige Regelung 
ſtattfindet. 

Der Staat tritt in alle rückſichtlich der erwähnten Kaffe ſowie in bezug 
auf die Kranken-, Alters- und Invaliditätsverſicherung der Arbeiter von der 
Altdamm⸗Kolberger Eiſenbahngeſellſchaft übernommenen Verbindlichkeiten ein. 
Die reglementsmäßigen Rechte der Geſellſchaft werden künftig durch die zur 
Verwaltung der Alkdamm-⸗Kolberger Eiſenbahn eingeſetzte Königliche Behörde 
ausgeübt. ; 

Die zeitigen befoldeten Mitglieder der Direktion erhalten im Falle der 
Aufgabe der ihnen vertragsmäßig zuſtehenden Bezüge bei dem Ubergange des 
Altdamm⸗Kolberger Eiſenbahnunternehmens auf den Staat eine einmalige bare 
Abfindung. Dieſe Abfindung ſoll für ſämtliche Direktionsmitglieder zuſammen⸗ 
genommen den Betrag von 220 000 Mark nicht überſteigen. Der vorbezeichnete 


„ 
Betrag ermäßigt ſich, ſofern ein Abkommen wegen des Übertritts der einzelnen 


Mitglieder in den Staatseiſenbahndienſt geſchloſſen werden folte, um die darin 


zu vereinbarenden Beträge. 
§ 9. 
Seitens der Königlichen Staatsregierung wird die verfaſſungmäßige Ge- 
nehmigung ſobald als tunlich herbeigeführt werden. 
Dieſes Abkommen wird hinfällig, wenn dieſe Genehmigung nicht bis zum 
1. Juli 1904 erlangt worden iſt. 
f $ 10. 


Die Beſtimmungen diefes Vertrags follen nach deffen Perfektion für die 
Altdamm⸗Kolberger Eiſenbahngeſellſchaft die Geltung ſtatutariſcher Beſtimmungen 
haben, ſo daß alſo dieſer Vertrag als Nachtrag zum Geſellſchaftsſtatut anzu⸗ 
ſehen iſt. 

$ 11. 

Die Koſten dieſes Vertrags einſchließlich der nach Maßgabe der geſetzlichen 
Beſtimmungen zu entrichtenden Stempelſteuer übernimmt der Preußiſche Staat. 

Berlin, den 30. Januar 1903. 

(Siegel) Teßmar, (Siegel) Ottendorff, 


Geheimer Ober- Regierungsrat. Geheimer Finanzrat. 
Stettin, den 7. Februar 1903. 
Direktion der Altdamm⸗Kolberger Eiſenbahngeſellſchaft. 
(Siegel) Fr. Lenz. 
Anerkannt zum gerichtlichen Protokolle de dato Stettin, den 13. Februar 1903. 


Anlage 3. 
Vertrag, 
betreffend 


den Übergang des Stargard⸗Cüſtriner Eiſenbahnunternehmens 
auf den Staat. 


Zwiſchen der Königlichen Staatsregierung, vertreten durch den Geheimen Ober⸗ 
Regierungsrat Teßmar als Kommiſſar des Miniſters der öffentlichen Arbeiten 
und den Geheimen Finanzrat Ottendorff als Kommiſſar des Finanzminiſters, 
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einerſeits und der Direktion der Stargard⸗Cüſtriner Eiſenbahngeſellſchaft anderer- 
ſeits iſt unter dem Vorbehalte der verfaſſungsmäßigen Genehmigung ſowie nach 
erfolgter Zuſtimmung der Generalverſammlung der Aktionäre der vorgenannten 
Eiſenbahngeſellſchaft folgender Vertrag abgeſchloſſen worden: 


81. 

Die Stargard⸗Cüſtriner Eiſenbahngeſellſchaft tritt an den Preußiſchen Staat 
ihr geſamtes bewegliches und unbewegliches Vermögen mit allen ihr zuſtehenden 
Rechten und obliegenden Verpflichtungen zu vollem Eigentum ab. Es gehen 
daher außer den Bahnanlagen nebſt Zubehör, den Dienſtwohngebäuden und 
Dispoſitionsgrundſtücken, ſämtliche Fonds der Geſellſchaft, die Materialienbeſtände, 
die Betriebsmittel ſowie alle dem Stargard⸗Cüſtriner Eiſenbahnunternehmen zu⸗ 
ſtehenden Rechte und Gerechtigkeiten ohne irgend welche Ausnahme auf den 
Preußiſchen Staat über. ) 

1 2, 

Der für die Abtretung dieſer Rechte ($ 1) vom Staate zu zahlende Kauf- 
preis beträgt vier Millionen fünfhunderttauſend Mark. 

Außerdem übernimmt der Staat die Prioritätsanleihe ſowie alle ſonſtigen 
Schulden der Stargard-Cüſtriner Eiſenbahngeſellſchaft als Selbſtſchuldner. 


§ 3. ' 
Mit dem erſten des zweiten auf die Perfektion dieſes Vertrags folgenden 
Monats erfolgt die Auflöſung der Stargard⸗Cüſtriner Eiſenbahngeſellſchaft. 
Die Liquidation wird für Rechnung des Staates von der ſeitens des 
Miniſters der öffentlichen Arbeiten zu bezeichnenden Königlichen Behörde bewirkt. 


§ 4. 

Der Staat iſt verpflichtet, vom Tage der Auflöſung der Geſellſchaft an, 
den Inhabern von Aktien der Stargard⸗Cüſtriner Eiſenbahngeſellſchaft gegen 
Abtretung ihrer Rechte, d. h. gegen Einlieferung ihrer Aktien nebſt zugehörigen 
Erneuerungs⸗ und Gewinnanteilſcheinen für das Jahr vom 1. April 1903 und 
folgende, eine Abfindung anzubieten und zwar: 

a) für je 2 Stammaktien B (Stammaktien) zu je 500 Mark Staatsſchuld⸗ 
verſchreibungen der dreiprozentigen konſolidierten Anleihe zum Nennwerte 
von eintauſendſechshundert Mark mit Zinsſcheinen für die Zeit vom 
1. April 1903, ſowie eine bare Zuzahlung von 14 Mark für jede Aktie); 

b) für je 2 Stammaktien A (Prioritätsſtammaktien) zu je 500 Mark 
Staatsſchuldverſchreibungen der dreiprozentigen konſolidierten Anleihe zum 
Nennwerte von eintauſendvierhundert Mark mit Zinsſcheinen für die 
Zeit vom 1. April 1903 ſowie eine bare Zuzahlung von 12 Mark 
25 Pf. für jede Aktie. 


. 


Der Staat wird in Höhe der umgetauſchten Aktien Aktionär der Geſellſchaft 
und übt als ſolcher nach Maßgabe ſeines Beſitzes an Aktien das ſtatutariſche 
Stimmrecht aus. 

Die Bekanntmachung des Angebots erfolgt ſpäteſtens 14 Tage vor dem 
Beginne des Umtauſches in den Geſellſchaftsblättern. Dieſelbe iſt ſechsmal in 
Zwiſchenräumen von wenigſtens einem Monate zu wiederholen. Zu dem Um— 
tauſche wird der Staat eine Friſt von einem Jahre bewilligen. 


§ 5. 

Der Staat iſt verpflichtet, ein Jahr nach erfolgter Auflöſung der Ge— 
ſellſchaft der mit der Liquidation beauftragten Behörde den Kaufpreis für die 
Abtretung des Unternehmens (§ 2) unter Anrechnung des auf die umgetauſchten 
Aktien (§ 4) entfallenden Liquidationsbetrags behufs ſtatutmäßiger Verteilung 
an die Inhaber der Aktien zur Verfügung zu ſtellen. 

Gleichzeitig ſind die Inhaber der Aktien durch die Geſellſchaftsblätter auf— 
zufordern, binnen einer Friſt von 3 Monaten ihre Aktien an die Geſellſchafts— 
kaſſe gegen Empfangnahme ihres Anteils an dem Kaufpreis abzuliefern. 

Die nach Ablauf der angegebenen dreimonatlichen Friſt nicht abgehobenen 
Beträge werden mit der Maßgabe bei der geſetzlichen Hinterlegungsſtelle eingezahlt, 
daß die Auszahlung nur gegen Rückgabe der Aktien oder auf Grund eines die 
Aktien für kraftlos erklärenden rechtskräftigen Ausſchlußurteils erfolgen darf. 


§ 6. 

Die Übergabe des Kaufobjekts wird am erſten des zweiten auf die Perfektion 
dieſes Vertrags folgenden Monats bewirkt. Es ſoll jedoch bereits vom 1. April 
1903 ab die Verwaltung und der Betrieb des Stargard-Cüſtriner Eiſenbahn— 
unternehmens für Rechnung des Staates erfolgen, ſo daß alſo die Einkünfte 
der Bahn ſchon von dieſem Tage ab dem Staate zufallen. 

Die Stargard⸗-Cüſtriner Eiſenbahngeſellſchaft, welche in der Zwiſchenzeit 
die Verwaltung im Intereſſe des Staates in bisheriger Weiſe durch ihre Ver— 
waltungsorgane führen läßt, wird ſich folgeweiſe in allen wichtigen Angelegenheiten 
der vorgängigen Zuſtimmung des Miniſters der öffentlichen, Arbeiten verſichern. 

Die Geſellſchaft verpflichtet fich, alsbald nach der Übergabe des Kauf: 
objekts das noch Erforderliche zur Übertragung des Geſellſchaftseigentums an den 
Staat zu veranlaſſen. Behufs der erforderlichen Übertragung des Grundeigentums 
auf den Staat ſoll derjenige Beamte der Stargard-Cüſtriner Eiſenbahngeſellſchaft 
zur Abgabe der Auflaſſungserklärung beziehungsweiſe zur Eigentumsübertragung 
ermächtigt ſein, welchen in jedem einzelnen Falle der Königliche Eiſenbahn— 
kommiſſar in Poſen benennen wird. 


§ 7. 
Sofern die für das Betriebsjahr 1902/03 auf die Stammaktien beziehungs— 
weiſe Prioritätsſtammaktien zu zahlende Dividende zur Zeit der Auflöſung der 
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Geſellſchaft noch nicht feſtgeſtellt fein follte, wird dieſelbe in bisheriger ftatuten- 
mäßiger Weiſe feſtgeſtellt. Auf die Gewinnanteilſcheine ſpäterer Betriebsjahre 
wird, da die Geſellſchaft inzwiſchen in die Liquidation eingetreten iſt, eine Divi⸗ 
dende nicht mehr gezahlt. 

5 In bezug auf die Verwaltung des Unternehmens bis zum Zeitpunkte des 
Überganges desſelben auf den Staat verbleibt es bei den beſtehenden Beſtimmungen 
des Statuts. 

Der Aufſichtsrat hat das Intereſſe der Stargard-Cüſtriner Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft gegenüber dem Staate, ſoweit es fich um die Erfüllung dieſes Ber- 
trags handelt, wahrzunehmen und gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten. 

Bis zur Beendigung der Liquidation der Geſellſchaft wird der Aufſichtsrat 
alljährlich in bisheriger ſtatutmäßiger Weiſe gewählt. 

Die den Mitgliedern des Aufſichtsrats nach § 32 des Geſellſchaftsvertrags 
zuſtehende Vergütung wird zum letzten Male für das auf die Auflöſung der 
Geſellſchaft folgende volle Geſchäftsjahr gezahlt. Die Höhe dieſer Vergütung 
wird für die Jahre, für welche eine ſolche zu zahlen iſt, auf denjenigen Betrag 
feſtgeſetzt, welcher für das Jahr 1901/02 nach Maßgabe der bisherigen Grund- 
ſätze gewährt worden iſt. Sofern nach Ablauf des auf die Auflöſung der Ge 
ſellſchaft folgenden Jahres die Auflöſung des Aufſichtsrats, die mit der Beendigung 
des Liquidationsverfahrens zu erfolgen hat, noch nicht eingeleitet ſein ſollte, werden 
den Mitgliedern des Aufſichtsrats für die ſpätere Zeit ihrer Tätigkeit nur die 
baren Auslagen erſtattet. 

§8. 

Das geſamte Beamten» und Dienſtperſonal der Stargard⸗Cüſtriner Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft, mit Ausnahme der zeitigen Mitglieder des Geſellſchaftsvorſtandes, 
tritt mit dem Übergange des Unternehmens auf den Staat in den Dienſt, der 
Königlichen Verwaltung über, welche die mit jenem Perſonale zur Zeit des Uber- 
ganges beſtehenden Verträge zu erfüllen hat. 

Die Beamtenpenſions- und Unterſtützungskaſſe der Stargard-Cüſtriner 
Eiſenbahn bleibt nach dem betreffenden Reglement beſtehen, inſoweit nicht im 
Einverſtändniſſe mit der zuſtändigen Kaſſenvertretung eine anderweitige Regelung 
ſtattfindet. 

Der Staat tritt in alle rückſichtlich der erwähnten Kaſſe ſowie in bezug 
auf die Kranken-, Alters- und Invpaliditätsverſicherung der Arbeiter von der 
Stargard- Cüftriner Eiſenbahngeſellſchaft übernommenen Verbindlichkeiten ein. Die 
reglementsmäßigen Rechte der Geſellſchaft werden künftig durch die zur Ber 
waltung der Stargard-Cüſtriner Eiſenbahn eingeſetzte Königliche Behörde ausgeübt. 

Die zeitigen Mitglieder der Direktion erhalten im Falle der Aufgabe der 
ihnen vertragsmäßig zuſtehenden Bezüge bei dem Übergange der Verwaltung des 
Stargard-Cüſtriner Eiſenbahnunternehmens auf den Staat eine einmalige bare 
Abfindung. Dieſe Abfindung ſoll für ſämtliche Direktionsmitglieder zuſammen⸗ 
genommen den Betrag von 340 000 Mark nicht überſteigen. Der vorbezeichnete 
Betrag ermäßigt ſich, ſofern ein Abkommen wegen des Übertritts der einzelnen 
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Mitglieder in den Staatseiſenbahndienſt geſchloſſen werden ſollte, um die darin 
zu vereinbarenden Beträge. 
§ 9. 


Seitens der Königlichen Staatsregierung wird die verfaſſungsmäßige Ge— 
nehmigung ſobald als tunlich herbeigeführt werden. 
Dieſes Abkommen wird hinfällig, wenn dieſe Genehmigung nicht bis zum 
1. Juli 1904 erlangt worden ift. | 
§ 10. ; | 
Die Beſtimmungen dieſes Vertrags follen nach deſſen Perfektion für die 
Stargard-Cüſtriner Eiſenbahngeſellſchaft die Geltung ſtatutariſcher Beſtimmungen 
haben, ſo daß alſo dieſer Vertrag als Nachtrag zum Geſellſchaftsſtatut anzuſehen iſt. | 


911. 
Die Koſten dieſes Vertrags einſchließlich der nach Maßgabe der geſetzlichen 
Beſtimmungen zu entrichtenden Stempelſteuer übernimmt der Preußiſche Staat. 
Berlin, den 30. Januar 1903. 
(L. S.) Teßmar, (L. S.) Ottendorff, 


Geheimer Ober- Regierungsrat. Geheimer Finanzrat. 


Soldin, den 10. Februar 1903. | 


RR 2 


Die Direktion der Stargard⸗Cüſtriner Eiſenbahngeſellſchaft. 
(L. S.) C. Reiche. N ia G. Jacobi. ; 
Anerkannt zum gerichtlichen Protokolle de dato Soldin, den 10. Februar 1903. | 


Aulage 4, 
Vertrag, 


betreffend 


den Übergang des Kiel⸗Eckernförde-Flensburger Eiſenbahnunternehmens 
auf den Staat. 


S 

Swiſchen der Königlichen Staatsregierung, vertreten durch den Geheimen Ober- 
Regierungsrat Teßmar als Kommiſſar des Miniſters der öffentlichen Arbeiten 
und den Geheimen Finanzrat Ottendorff als Kommiſſar des Finanzminiſters, 
einerſeits und der Direktion der Kiel⸗Eckernförde⸗Flensburger Eiſenbahngeſellſchaft 


aa — 


| 
| 
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andererſeits iſt unter dem Vorbehalte der verfaſſungsmäßigen Genehmigung 
ſowie nach erfolgter Zuſtimmung der Generalverſammlung der Aktionäre der vor⸗ 
genannten Eiſenbahngeſellſchaft folgender Vertrag abgeſchloſſen worden: 


§ 1. 

Die Kiel⸗Eckernförde-Flensburger Eiſenbahngeſellſchaft tritt an den 
Preußiſchen Staat ihr geſamtes bewegliches und unbewegliches Vermögen mit 
allen ihr zuſtehenden Rechten und obliegenden Verpflichtungen zu vollem Eigentum 
ab. Es gehen daher außer den Bahnanlagen nebſt Zubehör, den Dienſtwohn⸗ 
gebäuden und Dispoſitionsgrundſtücken, ſämtliche Fonds der Geſellſchaft, die 
Materialienbeſtände, die Betriebsmittel ſowie alle dem Kiel-Eckernförde-Flens⸗ 
burger Eiſenbahnunternehmen zustehenden Rechte und Gerechtigkeiten ohne irgend 
welche Ausnahme auf den Preußiſchen Staat über. 


§ 2. 
Der für die Abtretung dieſer Rechte (§ 1) vom Staate zu zahlende Kauf 
preis beträgt 3727275 Mark. 
Außerdem übernimmt der Staat die Prioritätsanleihen ſowie alle ſonſtigen 
Schulden der Kiel-Eckernförde-Flensburger Eiſenbahngeſellſchaft als Selbſtſchuldner. 


3 

Mit dem erſten des zweiten auf die Perfektion dieſes Vertrags folgenden 
Monats erfolgt die Auflöſung der Kiel⸗Eckernförde-Flensburger Eiſenbahngeſellſchaft. 

Die Liquidation wird für Rechnung des Staates von dem Präſidenten 
der Königlichen Eiſenbahndirektion in Altona bewirkt. 

SA, 

Der Staat ift verpflichtet, vom Tage der Auflöſung der Geſellſchaft an, 
den Inhabern von Aktien der Kiel-Eckernförde-Flensburger Eiſenbahngeſellſchaft 
gegen Abtretung ihrer Rechte, das heißt gegen Einlieferung ihrer Aktien nebſt 
zugehörigen Erneuerungs- und Gewinnanteilſcheinen für das Jahr vom 1. April 
1903 und folgende, eine Abfindung anzubieten, und zwar: 

a) für je zwei Stammaktien zu je 500 Mark Staatsſchuldverſchreibungen 
der dreiprozentigen konſolidierten Anleihe zum Nennwerte von eintauſend 
dreihundert Mark mit Zinsſcheinen für die Zeit vom 1. April 1903 
ſowie eine bare Zuzahlung von 14,50 Mark für jede Aktie; 

p) für je zwei Prioritäts-Stammaktien zu je 500 Mark Staatsſchuld⸗ 
verſchreibungen der dreiprozentigen konſolidierten Anleihe zum Nennwerte 
von eintauſend dreihundert Mark mit Zinsſcheinen für die Zeit vom 
1. April 1903 ſowie eine bare Zuzahlung von 14,50 Mark für jede Aktie. 

Der Staat wird in Höhe der umgetauſchten Aktien Aktionär der Gefell- 
ſchaft und übt als ſolcher nach Maßgabe ſeines Beſitzes an Aktien das ſtatutariſche 
Stimmrecht aus. Die Bekanntmachung des Angebots erfolgt ſpäteſtens 14 Tage 
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vor dem Beginne des Umtaufches in den Geſellſchaftsblättern. Dieſelbe ift ſechsmal 
in Zwiſchenräumen von wenigſtens einem Monate zu wiederholen. Zu dem 
Umtauſche wird der Staat eine Friſt von einem Jahre bewilligen. 


a § 5. 

Der Staat ift verpflichtet, ein Jahr nach erfolgter Auflöſung der Geſell— 
ſchaft der mit der Liquidation beauftragten Behörde den Kaufpreis für die Ab- 
tretung des Unternehmens (§ 2) unter Anrechnung des auf die umgetauſchten 
Aktien entfallenden Betrags ($ 4) behufs ftatutmäßiger Verteilung an die Jn- 
haber der Aktien zur Verfügung zu ſtellen. i 

Gleichzeitig find die Inhaber der Aktien durch die Geſellſchaftsblätter auf- 
zufordern, binnen einer Friſt von drei Monaten ihre Aktien an die Geſellſchafts— 
kaſſe gegen Empfangnahme ihres Anteils an dem Kaufpreis abzuliefern. Die 
nach Ablauf der angegebenen dreimonatlichen Friſt nicht abgehobenen Beträge 
werden mit der Maßgabe bei der geſetzlichen Hinterlegungsſtelle eingezahlt, daß 
die Auszahlung nur gegen Rückgabe der Aktien oder auf Grund eines die Aktien 
für kraftlos erklärenden rechtskräftigen Ausſchlußurteils erfolgen darf. 


§ 6. 

Die Übergabe des Kaufobjekts wird am erſten des zweiten auf die Perfektion 
dieſes Vertrags folgenden Monats bewirkt. Es ſoll jedoch bereits vom 1. April 1903 
ab die Verwaltung und der Betrieb des Kiel-Eckernförde-Flensburger Eiſenbahn⸗ 
unternehmens für Rechnung des Staates erfolgen, ſo daß alſo die Einkünfte der 
Bahn fon von dieſem Tage ab dem Staate zufallen. 

Die Kiel-Eckernförde- Flensburger Eiſenbahngeſellſchaft, welche in der 
Zwiſchenzeit die Verwaltung im Intereſſe des Staates in bisheriger Weiſe durch 
ihre Verwaltungsorgane führen läßt, wird fih folgeweiſe in allen wichtigen An- 
gelegenheiten der vorgängigen Zuſtimmung des Miniſters der öffentlichen Ar— 
beiten verſichern. 2 

Die Geſellſchaft verpflichtet fich, alsbald nach der Übergabe des Kaufobjekts 
das noch Erforderliche zur Übertragung des, Geſellſchaftseigentums an den Staat 
zu veranlaſſen. Behufs der erforderlichen Übertragung des Grundeigentums auf 
den Staat ſoll derjenige Beamte der Kiel-Eckernförde-Flensburger Eiſenbahn— 
geſellſchaft zur Abgabe der Auflaſſungserklärung ermächtigt ſein, welchen in jedem 
einzelnen Falle der Königliche Eiſenbahnkommiſſar in Altona benennen wird. 


§ 7. 

Sofern die für das Betriebsjahr 1902/03 auf die Stammaktien und 
Prioritäts-Stammaktien zu zahlende Dividende zur Zeit der Auflöſung der Ge 
ſellſchaft noch nicht feſtgeſtellt ſein ſollte, wird dieſelbe in bisheriger ſtatuten— 
mäßiger Weiſe feſtgeſtellt. 

Auf die Dividendenſcheine ſpäterer Betriebsjahre wird, da die Geſellſchaft 
inzwiſchen in die Liquidation eingetreten iſt, eine Dividende nicht mehr gezahlt. 


— i 
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: In bezug auf die Verwaltung des Unternehmens bis zum Zeitpunkte des 
Überganges desſelben auf den Staat verbleibt es bei den beſtehenden Be— 
ſtimmungen des Statuts. 

Der Aufſichtsrat hat das Intereſſe der Kiel-Eckernförde-Flensburger Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft gegenüber dem Staate, ſoweit es ſich um die Erfüllung dieſes 
Vertrags handelt, wahrzunehmen und gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten. 

Bis zur Beendigung der Liquidation der Geſellſchaft wird der Auffichtsrat 
alljährlich in bisheriger ftatutenmäßiger Weiſe gewählt. Die Auflöſung des Auf- 
ſichtsrats hat mit der Beendigung des Liquidationsverfahrens zu erfolgen. Den 
Mitgliedern des Aufſichtsrats werden für die Zeit ihrer Tätigkeit in Gemäßheit 
des § 32 des Geſellſchaftsvertrags außer der Erſtattung der baren Reiſekoſten 
nur Tagegelder für die Sitzungstage in der bisherigen Weiſe gewährt. 


§8. 

Das geſamte Beamten- und Dienſtperſonal der Kiel-Eckernförde-Flens⸗ 
burger Eiſenbahngeſellſchaft mit Ausnahme der zeitigen Mitglieder der Geſellſchafts— 
direktion, tritt mit dem Übergange des Unternehmens auf den Staat in den 
Dienſt der Königlichen Verwaltung über, welche die mit jenem Perſonale zur 
Zeit des Überganges beſtehenden Verträge zu erfüllen hat. 

Die Beamten-Penſions- und Unterſtützungskaſſe der Kiel-Eckernförde— 
Flensburger Eiſenbahn bleibt nach dem betreffenden Reglement beſtehen, inſoweit 
nicht im Einverſtändniſſe mit der zuſtändigen Kaſſenvertretung eine anderweite 
Regelung ſtattfindet. ; 

Der Staat tritt in alle rückſichtlich der erwähnten Kaffe ſowie in bezug 
auf die Kranken-, Alters- und Invaliditätsverſicherung der Arbeiter von der 
Kiel-Eckernförde-Flensburger Eiſenbahngeſellſchaft übernommenen Verbindlichkeiten 
ein. Die reglementsmäßigen Rechte der Geſellſchaft werden künftig durch die 
zur Verwaltung der Kiel-Eckernförde-Flensburger Eiſenbahn eingeſetzte Königliche 
Behörde ausgeübt. 

Die zeitigen beſoldeten Mitglieder der Direktion erhalten im Falle der 


Aufgabe der ihnen vertragsmäßig zuſtehenden Bezüge bei dem Übergange der 


Verwaltung des Kiel-Eckernförde-Flensburger Eiſenbahnunternehmens auf den 
Staat eine einmalige bare Abfindung von 320 000 Mark, Der vorbezeichnete 
Betrag ermäßigt ſich, inſofern ein Abkommen wegen des Übertritts der einzelnen 
Mitglieder in den Staatseiſenbahndienſt geſchloſſen werden ſollte, um die darin 
zu vereinbarenden Beträge. 
§ 9. 
Seitens der Königlichen Staatsregierung wird die verfaſſungsmäßige Ge— 
nehmigung ſobald als tunlich herbeigeführt werden. 
Dieſes Abkommen wird hinfällig, wenn dieſe Genehmigung nicht bis zum 
1. Juli 1904 erlangt worden iſt. 
§ 10. 
Die Beſtimmungen dieſes Vertrags ſollen nach deſſen Perfektion für die 
Kiel-⸗Eckernförde-Flensburger Eiſenbahngeſellſchaft die Geltung ſtatutariſcher Be— 


S > 
ſtimmungen haben, fo daß alſo dieſer Vertrag als Nachtrag zum Geſellſchafts— 
ſtatut anzuſehen iſt. 
Soll. 
Die Koſten dieſes Vertrags einſchließlich der nach Maßgabe der geſetzlichen 
Beſtimmungen zu entrichtenden Stempelſteuer übernimmt der Preußiſche Staat. 
Berlin, den 14. Februar 1903. 
Teßmar, Ottendorff, 
Geheimer Ober- Regierungsrat. Geheimer Finanzrat. 
Kiel, den 17. Februar 1903. 
Direktion der Kiel-Eckernförde-Flensburger Eiſenbahngeſellſchaft. 
Wenneker. Kleyböcker. 
Anerkannt zum gerichtlichen Protokolle de dato Kiel, den 20. Februar 1903. 


Aulage 5. 


Vertrag, 


betreffend 


den Übergang des Dortmund⸗Gronau⸗Enſcheder Eiſenbahnunternehmens 
auf den Preußiſchen Staat. 


S 

Swiſchen der Königlichen Staatsregierung, vertreten durch den Geheimen Ober- 
Regierungsrat Teßmar als Kommiſſar des Miniſters der öffentlichen Arbeiten und 
den Geheimen Finanzrat Ottendorff als Kommiſſar des Finanzminiſters, einerſeits 
und der Direktion der Dortmund-Gronau-Enſcheder Eiſenbahngeſellſchaft anderer: 
ſeits iſt unter dem Vorbehalte der verfaſſungsmäßigen Genehmigung ſowie nach 
erfolgter Zuſtimmung der Generalverſammlung der Aktionäre der vorgenannten 
Eiſenbahngeſellſchaft folgender Vertrag abgeſchloſſen worden: 


$1. 

Die Dortmund - Gronau- Enfcheder Eiſenbahngeſellſchaft tritt an den Preußi⸗ 
ſchen Staat ihr geſamtes bewegliches und unbewegliches Vermögen mit allen ihr 
zuſtehenden Rechten und obliegenden Verpflichtungen zu vollem Eigentum ab. 
Es gehen daher außer den Bahnanlagen nebſt Zubehör, den Dienſtwohngebäuden 
und Dispoſitionsgrundſtücken, ſämtliche Fonds der Geſellſchaft, die Materialien- 
beſtände, die Betriebsmittel ſowie alle dem Dortmund-Gronau⸗Enſcheder Eiſen⸗ 
bahnunternehmen zuſtehenden Rechte und Gerechtigkeiten ohne irgend welche Uus- 
nahme auf den Preußiſchen Staat über. 
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| 2. 

Der für die Abtretung dieſer Rechte (§ 1) vom Staate zu zahlende Kauf⸗ 
preis beträgt 30 000 000 Mark, buchſtäblich: Dreißig Millionen Mark. Außer⸗ 
dem übernimmt der Staat die Prioritätsanleihe ſowie alle ſonſtigen Schulden 
der Dortmund-Gronau-Enſcheder Eiſenbahngeſellſchaft als Selbſtſchuldner. 


5 §3. 

Mit dem erſten des zweiten auf die Perfektion dieſes Vertrags folgenden 
Monats erfolgt die Auflöſung der Dortmund-Gronau-Enſcheder Eiſenbahn— 
geſellſchaft. 

Die Liquidation wird für Rechnung des Staates von dem Präſidenten 
der Königlichen Eiſenbahndirektion in Eſſen bewirkt. 


4. 

Der Staat ift verpflichtet, vom Tage der Auflöſung der Geſellſchaft an, 
den Inhabern von Aktien der Dortmund-Gronau⸗Enſcheder Eiſenbahngeſellſchaft 
gegen Abtretung ihrer Rechte, d. h. gegen Einlieferung ihrer Aktien nebſt zu⸗ 
gehörigen Gewinnanteilſcheinen und Erneuerungsſcheinen für das Jahr 1903 
und folgende, eine Abfindung anzubieten, und zwar: 

a) für eine Aktie zu 600 Mark Staatsſchuldverſchreibungen der dreiprozen⸗ 

tigen konſolidierten Anleihe zum Nennwerte von eintauſendzweihundert 
Mark mit Zinsſcheinen für die Zeit vom 1. Januar 1903 ab und 
eine bare Zuzahlung von 81 Mark für jede Aktie 

p) für eine Aktie zu 1200 Mark Staatsſchuldverſchreibungen der Drei- 

prozentigen konſolidierten Anleihe zum Nennwerte von zweitauſendvier⸗ 
hundert Mark mit Zinsſcheinen für die Zeit vom 1. Januar 1903 
ab und eine bare Zuzahlung von 162 Mark für jede Aktie. 

Der Staat wird in Höhe der umgetauſchten Aktien Aktionär der Gefell- 
ſchaft und übt als ſolcher nach Maßgabe ſeines Beſitzes an Aktien das ftatu- 


tariſche Stimmrecht aus. 


Die Bekanntmachung des Angebots erfolgt ſpäteſtens vierzehn Tage vor 
dem Beginne des Umtauſches in den Geſellſchaftsblättern. Dieſelbe ift ſechsmal 
in Zwiſchenräumen von wenigſtens einem Monate zu wiederholen. Zu dem 
Umtauſche wird der Staat eine Friſt von einem Jahre bewilligen. | 


Der Staat ift verpflichtet, ein Jahr nach erfolgter Auflöſung der Geſell— 
ſchaft der mit der Liquidation beauftragten Behörde den Kaufpreis für die Ab⸗ 
tretung des Unternehmens ($ 2) unter Anrechnung des auf die umgetauſchten 
Aktien entfallenden Betrags (§ ) behufs ſtatutenmäßiger Verteilung an die 


Inhaber der Aktien zur Verfügung zu ſtellen. 


Gleichzeitig ſind die Inhaber der Aktien durch die Geſellſchaftsblätter auf⸗ 


zufordern, binnen einer Friſt von drei Monaten ihre Aktien an die Geſellſchafts— 
kaſſe gegen Empfangnahme ihres Anteils an dem Kaufpreis abzuliefern. 
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Die nach Ablauf der angegebenen dreimonatlichen Friſt nicht abgehobenen 
Beträge werden mit der Maßgabe bei der geſetzlichen Hinterlegungsſtelle ein— 
gezahlt, daß die Auszahlung nur gegen Rückgabe der Aktien oder auf Grund 
eines die Aktien für kraftlos erklärenden rechtskräftigen Ausſchlußurteils erfolgen darf. 

> $ 6. 

Die Übergabe des Kaufobjekts wird am erſten des zweiten auf die Per- 
fektion dieſes Vertrags folgenden Monats bewirkt. Es ſoll jedoch bereits vom 
1. Januar 1903 ab die Verwaltung und der Betrieb des Dortmund-Gronau— 
Enſcheder Eiſenbahnunternehmens für Rechnung des Staates erfolgen, ſo daß 
alſo die Einkünfte der Bahn ſchon von dieſem Tage ab dem Staate zufallen. 

Die Dortmund-Gronau-Enſcheder Eiſenbahngeſellſchaft, welche in der 
Zwiſchenzeit die Verwaltung im Intereſſe des Staates in bisheriger Weiſe durch 
ihre Direktion führen läßt, wird ſich folgeweiſe in allen wichtigen Angelegenheiten 
der vorgängigen Zuſtimmung des Miniſters der öffentlichen Arbeiten verſichern. 

Die Geſellſchaft verpflichtet fich, alsbald nach der Perfektion dieſes Vertrags 
das noch Erforderliche zur Übertragung des Geſellſchaftseigentums an den Staat 
zu veranlaſſen. Behufs der erforderlichen Übertragung des Grundeigentums auf 
den Staat foll derjenige Beamte der Dortmund-Gronau⸗Enſcheder Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft zun Abgabe der Auflaſſungserklärung beziehungsweiſe zur Eigentums⸗ 
übertragung ermächtigt ſein, welchen in jedem einzelnen Falle der Königliche 
Eiſenbahnkommiſſar in Elberfeld benennen wird. 


§7. 

Sofern die für das Betriebsjahr 1902 auf die Aktien zu zahlende Dividende 
zur Zeit der Auflöſung der Geſellſchaft noch nicht feſtgeſtellt fein ſollte, wird 
dieſelbe in bisheriger ſtatutenmäßiger Weiſe feſtgeſtellt. 

Auf die Gewinnanteilſcheine ſpäterer Betriebsjahre wird, da die Geſellſchaft 
inzwiſchen in die Liquidation eingetreten iſt, eine Dividende nicht mehr gezahlt. 
$ In bezug auf die Verwaltung des Unternehmens bis zum Zeitpunkte des 
Überganges desſelben auf den Staat verbleibt es bei den beſtehenden Beſtimmungen 
des Statuts. Der Aufſichtsrat hat das Intereſſe der Dortmund-Gronau-En⸗ 
ſcheder Eiſenbahngeſellſchaft gegenüber dem Staate, ſoweit es fih um die Gr- 
füllung dieſes Vertrags handelt, wahrzunehmen und gerichtlich und außergerichtlich 
zu vertreten. 

Bis zur Beendigung der Liquidation der Geſellſchaft wird der Aufſichtsrat 
alljährlich in bisheriger ſtatutenmäßiger Weiſe gewählt. Einer Hinterlegung von 
Aktien ſeitens der Mitglieder des Aufſichtsrats bedarf es fernerhin nicht mehr. 

Die den Mitgliedern des Aufſichtsrats nach $ 37 des Geſellſchaftsſtatuts 
zuſtehende Remuneration wird zum letzten Male für das auf die Auflöſung der 
Geſellſchaft folgende volle Kalenderjahr gezahlt. Die Höhe dieſer Remuneration 
wird für die Jahre, für welche eine ſolche zu zahlen iſt, auf denjenigen Betrag 
feſtgeſetzt, der für das Jahr 1901 nach Maßgabe der bisherigen Grundſätze zur 
Verteilung gelangt iſt. Sofern nach Ablauf des auf die Auflöſung der Ge— 
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ſellſchaft folgenden Jahres die Auflöſung des Aufſichtsrats, die mit der Beendigung 
des Liquidationsverfahrens zu erfolgen hat, noch nicht eingetreten ſein ſollte, 
werden den Mitgliedern des Aufſichtsrats für die ſpätere Zeit ihrer Tätigkeit nur 
die baren Auslagen in der bisherigen Weiſe erſtattet. 


§8. 

Das geſamte Beamten- und Dienſtperſonal der Dortmund- Gronau: En- 
ſcheder Eiſenbahngeſellſchaft mit Ausnahme der zeitigen Mitglieder der Direktion, 
tritt mit dem Übergange des Unternehmens auf den Staat in den Dienſt der 
Königlichen Verwaltung über, welche die mit jenem Perſonale zur Zeit des Uber— 
ganges beſtehenden Verträge zu erfüllen hat. 

Die Beamtenpenſionskaſſe der Dortmund-Gronau-Enſcheder Eiſenbahn 
bleibt nach dem betreffenden Reglement beſtehen, inſoweit nicht im Einverſtändniſſe, 
mit der zuſtändigen Kaſſenvertretung eine anderweite Regelung ſtattfindet. 

Der Preußiſche Staat tritt in alle rückſichtlich der erwähnten Kaffe ſowie 
der Penſionskaſſe für die Betriebs- und Werkſtättenarbeiter und der beſtehenden 
Krankenkaſſe von der Dortmund-Gronau-Enſcheder Eiſenbahngeſellſchaft über— 
nommenen Verbindlichkeiten ein. Die reglementsmäßigen Rechte der Geſellſchaft 
werden künftig durch die zur Verwaltung der Dortmund-Gronau-Enſcheder Eiſen— 
bahn eingeſetzte Königliche Behörde ausgeübt. 

Den zeitigen beſoldeten Mitgliedern der Direktion bleiben ihre vertrags— 
mäßigen Anſprüche vermögensrechtlicher Natur gewahrt. 


99 

Seitens der Königlichen Staatsregierung wird die verfaſſungsmäßige Ge- 
nehmigung ſobald als tunlich herbeigeführt werden. 

Dieſes Abkommen wird hinfällig, wenn dieſe Genehmigung nicht bis zum 
1. Juli 1904 erlangt worden iſt. 

$ 10. 

Die Beſtimmungen dieſes Vertrags follen nach der Perfektion desſelben 
für die Dortmund-Gronau-Enſcheder Eiſenbahngeſellſchaft die Geltung ſtatutariſcher 
Beſtimmungen haben, ſo daß alſo dieſer Vertrag als Nachtrag zum Geſellſchafts— 
ſtatut anzuſehen iſt. 

| § 11. 

Die Koſten dieſes Vertrags einſchließlich der nach Maßgabe der geſetzlichen 
Beſtimmungen zu entrichtenden Stempelſteuer übernimmt der Preußiſche Staat. 

Dortmund, den 13. März 1903. 


Teßmar, Ottendorff, 

Geheimer Cher: Regierungsrat. Geheimer Finanzrat. 
Direktion der Dortmund-Gronau-Enſcheder Eiſenbahngeſellſchaft. 

Meyer. Beukenberg. 


Anerkannt zum gerichtlichen Protokolle de dato Dortmund, den 13. März 1903 


Geſetz-Samml. 1903. (Nr. 10440 — 10441.) 27 
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(Nr. 10441.) Geſetz, betreffend den Erwerb des Oſtpreußiſchen Südbahnunternehmens für 
den Staat. Vom 18. Mai 1903. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags der Monarchie, was folgt: 
§1. 

Die Staatsregierung wird unter Genehmigung des beigedruckten Vertrags 
vom 2.6. April 1903, betreffend den Übergang des Oſtpreußiſchen Südbahn— 
unternehmens auf den Staat, zur käuflichen Übernahme der Oſtpreußiſchen Süd- 
bahn nach Maßgabe der Vertragsbeſtimmungen ermächtigt. 

2. 

Die Staatsregierung wird ermächtigt, nach Maßgabe des im § 1 gedachten 
Vertrags den Umtauſch von: 

1. 13 500 000 Mark Stammaktien der Oſtpreußiſchen 

Südbahn in Staatsſchuldverſchreibungen der dreipro— 
zentigen konſolidierten Anleihe zum Betrage von.. 13 500 000 Mark, 
2. 13 500 000 Mark Stammprioritätsaktien der Oft- 
preußiſchen Südbahn in Staatsſchuldverſchreibungen. 
der dreiprozentigen konſolidierten Anleihe zum Betrage 
ffn 8 15187500. = 
herbeizuführen und zu dieſem Zwecke Staatsſchuldverſchreibungen 
der dreiprozentigen konſolidierten Anleihe zu dem Geſamtbetrage 


vorn f p p 7) 28 687 500 Mark 
auszugeben. 
3 


Die Staatsregierung wird eme in Gemäßheit des im § 1 gedachten 

Vertrags 
a) zur baren Zuzahlung 

auf 22500 Stück Stammprioritätsaktien der Oft 

preußiſchen Südbahn die Summe von 1282500 Mark, 
b) zu Abfindungen 

an die Direktoren der Oſtpreußiſchen Südbahn die 

Sumſte won e Rh 700000 = 
e) zur Deckung des Bauvorſchuſſes 

bei der Oſtpreußiſchen Südbahn die Summe von rund 3163 000 


zuſammen 5 145 500 Mark 
zu verwenden und 


I. zur Deckung der im $ 3 unter a bis e erforderlichen Mittel die Be- 
ſtände der Reſerve-, Erneuerungs- uſw. Fonds, deren Höhe nach dem 
Abſchluſſe des Jahres 1901 5 613782 Mark betrug, ſobald dieſe Fonds 
dem Staate zugefallen ſein werden, zu verwenden, 


N 


ee 


II. die verbleibenden Reſtbeſtände der genannten Fonds in Anrechnung auf 
die der Staatsregierung bewilligten, noch offen ſtehenden Eiſenbahn⸗ 
kredite zu verwenden. 


§4. 

Der Finanzminiſter und der Miniſter der öffentlichen Arbeiten werden 
ermächtigt, bei dem Umtauſche von Aktien in Staatsſchuldverſchreibungen, ſofern 
die Anzahl der eingereichten Stücke den nach dem abzuſchließenden Vertrage für 
den Umtauſch maßgebenden Verhältniſſen nicht entſpricht, die Ausgleichung des 
in Staatsſchuldverſchreibungen nicht darſtellbaren Überſchußbetrags durch Bar- 
zahlung zu bewirken, wobei der zu zahlende Betrag nach dem um ein Prozent, 
verminderten Kurſe, welcher für Staatsſchuldverſchreibungen der dreiprozentigen 
Anleihe vor dem Tage des Umtauſches zuletzt an der Berliner Börſe bezahlt 
worden iſt, berechnet wird. 

§5. 

Die Umwandlung der für die Aktien als Abfindung gegebenen Staats- 
ſchuldverſchreibungen in Buchſchulden des Staates erfolgt gebührenfrei, wenn die 
Eintragung binnen einer vom Finanzminiſter feſtzuſetzenden Friſt bei der Haupt⸗ 
verwaltung der Staatsſchulden beantragt wird. 


§ 6. 

Der Finanzminiſter und der Minifter der öffentlichen Arbeiten werden er- 
mächtigt, bei der Auflöſung der Oſtpreußiſchen Südbahngeſellſchaft nach Maß⸗ 
gabe des Vertrags den Kaufpreis für den Erwerb der Bahn unter Verwendung 
der in den §§ 2 und 3 bewilligten Mittel zu zahlen, beziehungsweiſe auf die 
Staatskaſſe zu übernehmen. 

Der Finanzminiſter wird ferner ermächtigt, die bisher begebenen Anleihen 
der Oſtpreußiſchen Südbahn, ſoweit dieſelben nicht inzwiſchen getilgt ſind, zur 
Rückzahlung zu kündigen, ſowie auch den Inhabern der Schuldverſchreibungen 
dieſer Anleihen die Rückzahlung der Schuldbeträge oder den Umtauſch gegen 
Staatsſchuldverſchreibungen anzubieten und die Bedingungen des Angebots feſt— 
zuſetzen. Die hierzu erforderlichen Mittel find durch Verausgabung eines ent- 
ſprechenden Betrags von Staatsſchuldverſchreibungen aufzubringen. 


87 : 

Über die Ausführung der im § 6 getroffenen Beſtimmungen hat die Staats- 
regierung dem Landtage bei jedesmaliger Vorlage des Etats der Eiſenbahnver— 
waltung Rechenſchaft zu geben. 

§ 8. 

Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zinsfuße, 
zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schuldver⸗ 
ſchreibungen verausgabt werden follen ($$ 2, 3 und 6) beſtimmt, ſoweit nicht 
durch den im § 1 angeführten Vertrag Beſtimmung getroffen iſt, der Finanz⸗ 
miniſter. 

2 


a O 


Im übrigen kommen wegen der Verwaltung und Tilgung der Anleihen 
und wegen Verjährung der Zinſen die Vorſchriften des Geſetzes vom 19. De- 
zember 1869, betreffend die Konſolidation preußiſcher Staatsanleihen (Geſetz— 
Samml. S. 1197), und des Geſetzes vom 8. März 1897, betreffend die Tilgung 
von Staatsſchulden, GGeſetz-Samml. S. 43) zur Anwendung. 

§ 9. 

Die Staatsregierung wird auf Grund des $ unter a des Geſetzes vom 
24. Februar 1850, betreffend die Verwaltung des Staatsſchuldenweſens und Bildung 
einer Staatsſchuldenkommiſſion, (Geſetz-Samml. S. 57) ermächtigt, die Ver— 
waltung der Anleihekapitalien der Hauptverwaltung der Staatsſchulden zu übertragen. 

Die behufs der Tilgung eingelöſten oder angekauften Obligationen werden 
nach Vorſchrift des § 17 des bezeichneten Geſetzes vom 24. Februar 1850 ver- 
nichtet und die Geldbeträge öffentlich bekannt gemacht. 


§ 10. 

Jede Verfügung der Staatsregierung über die Oſtpreußiſche Südbahn durch Ver— 
äußerung bedarf zu ihrer Rechtsgültigkeit der Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags. 

Dieſe Beſtimmung bezieht ſich nicht auf die beweglichen Beſtandteile und 
Zubehörungen dieſer Eiſenbahn und auf die unbeweglichen inſoweit nicht, als ſie 
nach der Erklärung des Miniſters der öffentlichen Arbeiten für den Betrieb der 
Eiſenbahn entbehrlich ſind. 
§ 11. 

Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage feiner Verkündigung in Kraft. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Metz, den 18. Mai 1903. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bülow. Schönſtedt. v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. v. Tirpitz. 


Studt v. Podbielski. Frhr. v. Hammerſtein. 
(zugleich für den Finanzminiſter). Möller. Budde. 
Mulage. 


Vertrag, 
betreffend 
den Übergang des Oſtpreußiſchen Südbahnunternehmens auf den Staat. 
wischen der Königlichen Staatsregierung, vertreten durch den Geheimen Ober— 


Regierungsrat Teßmar als Kommiſſar des Miniſters der öffentlichen Arbeiten 
und den Geheimen Finanzrat Ottendorff als Kommiſſar des Finanzminiſters, 


j 
je 
ji 
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einerſeits und der Direktion der Oſtpreußiſchen Südbahngeſellſchaft andererſeits 
it unter dem Vorbehalte der verfaſſungsmäßigen Genehmigung ſowie nach er- 
folgter Zuſtimmung der Generalverſammlung der Aktionäre der vorgenannten 
Eiſenbahngeſellſchaft folgender Vertrag abgeſchloſſen worden: 


91. 

Die Oſtpreußiſche Südbahngeſellſchaft tritt an den Preußiſchen Staat ihr 
geſamtes bewegliches und unbewegliches Vermögen mit allen ihr zuſtehenden 
Rechten und obliegenden Verpflichtungen zu vollem Eigentum ab. Es gehen 
daher außer den Bahnanlagen nebſt Zubehör, den Dienſtwohngebäuden und 
Dispoſitionsgrundſtücken ſämtliche Fonds der Geſellſchaft, die Materialienbeſtände, 
die Betriebsmittel ſowie alle dem Oſtpreußiſchen Südbahnunternehmen zuſtehenden 
Rechte und Gerechtigkeiten ohne irgend welche Ausnahme auf den Preußiſchen 
Staat über. 

§ 2. 


Der für die Abtretung dieſer Rechte ($ I) vom Staate zu zahlende Kauf 
preis beträgt achtzehn Millionen Mark. i 

Außerdem übernimmt der Staat die Prioritätsanleihen ſowie alle fonftigen 
Schulden der Oſtpreußiſchen Südbahngeſellſchaft als Selbſtſchuldner. 


§ 3. 
Mit dem erſten des zweiten auf die Perfektion dieſes Vertrags folgenden 
Monats erfolgt die Auflöſung der Oſtpreußiſchen Südbahngeſellſchaft. 
Die Liquidation wird für Rechnung des Staates von dem Präſidenten der 
Königlichen Eiſenbahndirektion in Königsberg i. Pr. bewirkt. 


$ 4. 

Der Staat iſt verpflichtet, vom Tage der Auflöſung der Geſellſchaft an, 
den Inhabern von Aktien der Oſtpreußiſchen Südbahngeſellſchaft gegen Abtretung 
ihrer Rechte, d. h. gegen Einlieferung ihrer Aktien nebſt zugehörigen Talons und 
Dividendenſcheinen für das Jahr 1903 und folgende, eine Abfindung anzubieten 
und zwar: 

a) für je vier Stammaktien zu je 600 Mark Staatsſchuldverſchreibungen 
der dreiprozentigen konſolidierten Anleihe zum Nennwerte von zweitauſend— 
vierhundert Mark mit Zinsſcheinen für die Zeit vom 1. Januar 1903, 

p) für je vier Stammprioritätsaktien zu je 600 Mark Staatsſchuldver⸗ 
ſchreibungen der dreiprozentigen konſolidierten Anleihe zum Nennwerte 
von zweitauſendſiebenhundert Mark mit Zinsſcheinen für die Zeit vom 
1. Januar 1903 ſowie eine bare Zuzahlung von 57 Mark für jede 
Stammprioritätsaktie. 

Der Staat wird in Höhe der umgetauſchten Aktien Aktionär der Geſell— 
ſchaft und übt als ſolcher nach Maßgabe feines Beſitzes an Aktien das ftatu- 
tariſche Stimmrecht aus. Die Stimmberechtigung der Aktionäre regelt fich von 
der Perfektion dieſes Vertrags ab in der Weiſe, daß jede Aktie eine Stimme 
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gewährt, wogegen die Vorſchriften im § 27 des Geſellſchaftsſtatuts außer 
Kraft treten. 

Die Bekanntmachung des Angebots erfolgt ſpäteſtens vierzehn Tage vor 
dem Beginne des Umtauſches in den Geſellſchaftsblättern. Dieſelbe ift ſechsmal 
in Zwiſchenräumen von wenigſtens einem Monate zu wiederholen. Zu dem 
Umtauſche wird der Staat eine Friſt von einem Jahre bewilligen. 


. 

Der Staat iſt verpflichtet, ein Jahr nach erfolgter Auflöſung der Geſell— 
ſchaft der mit der Liquidation beauftragten Behörde den Kaufpreis für die Ab— 
tretung des Unternehmens (G 2) unter Anrechnung des auf die umgetauſchten. 
Aktien (§ 4) entfallenden Betrags behuſs ſtatutmäßiger Verteilung an die Inhaber 
der Aktien zur Verfügung zu ſtellen. 

Gleichzeitig find die Inhaber der Aktien durch die Geſellſchaftsblätter auf 
zufordern, binnen einer Friſt von drei Monaten ihre Aktien an die Geſellſchafts— 
kaſſe gegen Empfangnahme ihres Anteils an dem Kaufpreis abzuliefern. 

Die nach Ablauf der angegebenen dreimonatlichen Friſt nicht abgehobenen 
Beträge werden mit der Maßgabe bei der geſetzlichen Hinterlegungsſtelle eingezahlt, 
daß die Auszahlung nur gegen Rückgabe der Aktien oder auf Grund eines die 
Aktien für kraftlos erklärenden rechtskräftigen Ausſchlußurteils erfolgen darf. 


; $ 6. 

Die Übergabe des Kaufobjekts wird am erſten des zweiten auf die Per⸗ 
fektion dieſes Vertrags folgenden Monats bewirkt. Es ſoll jedoch bereits vom 
1. Januar 1903 ab die Verwaltung und der Betrieb des Oſtpreußiſchen Süd— 
bahnunternehmens für Rechnung des Staates erfolgen, ſo daß alſo die Einkünfte 
der Bahn ſchon von dieſem Tage ab dem Staate zufallen. 

Die Oſtpreußiſche Südbahngeſellſchaft, welche in der Zwiſchenzeit die Ver⸗ 
waltung im Intereſſe des Staates in bisheriger Weiſe durch ihre Verwaltungs⸗ 
organe führen läßt, wird ſich folgeweiſe in allen wichtigen Angelegenheiten der 
vorgängigen Zuſtimmung des Miniſters der öffentlichen Arbeiten verſichern. 

Die Geſellſchaft verpflichtet ſich, alsbald nach der Übergabe des Kaufobjekts 
das noch Erforderliche zur Übertragung des Geſellſchaftseigentums an den Staat 
zu veranlaſſen. Behufs der erforderlichen Übertragung des Grundeigentums auf 
den Staat foll derjenige Beamte der Oſtpreußiſchen Südbahngeſellſchaft zur Ab⸗ 
gabe der Auflaſſungserklärung beziehungsweiſe zur Eigentumsübertragung ermächtigt 
ſein, welchen in jedem einzelnen Falle der Königliche Eiſenbahnkommiſſar in Poſen 
benennen wird. 

W: 

Sofern die für die Betriebsjahre 1901 und 1902 auf die Stammprioritäts⸗ 
aktien und Stammaktien zu zahlende Dividende zur Zeit der Auflöſung der 
Geſellſchaft noch nicht feſtgeſtellt ſein oder deren Feſtſtellung demnächſt durch 
Anfechtung für nichtig erklärt werden ſollte, wird dieſelbe in bisheriger ſtatuten⸗ 
mäßiger Weiſe feſtgeſtellt und vom Staate gegen Einlieferung der Dividenden- 
ſcheine bei den ſeitherigen Zahlſtellen gezahlt werden. 


. 


Auf die Dividendenſcheine ſpäterer Betriebsjahre wird, da die Geſellſchaft 
inzwiſchen in die Liquidation eingetreten iſt, eine Dividende nicht mehr gezahlt. 
; In bezug auf die Verwaltung des Unternehmens bis zum Zeitpunkte des 
Uberganges desſelben auf den Staat verbleibt es bei den beſtehenden Beſtimmungen 
des Geſellſchaftsſtatuts. 

Der Aufſichtsrat hat das Intereſſe der Oſtpreußiſchen Südbahngeſellſchaft 
gegenüber dem Staate, ſoweit es ſich um die Erfüllung dieſes Vertrags handelt, 
wahrzunehmen und gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten. 

Bis zur Beendigung der Liquidation der Geſellſchaft wird der Aufſichtsrat 
alljährlich in bisheriger ſtatutmäßiger Weiſe gewählt. Einer Hinterlegung von Aktien 
der Geſellſchaft ſeitens der Mitglieder des Auffichtsrats bedarf es fernerhin nicht mehr. 

Die den Mitgliedern des Aufſichtsrats nach dem Geſellſchaftsſtatute zu- 
ſtehende Remuneration wird zum letztenmal für das auf die Auflöſung der Ge— 
ſellſchaft folgende volle Kalenderjahr gezahlt. 

Die Höhe der Remuneration wird für die Jahre, für die eine ſolche zu 
zahlen iſt, auf denjenigen Betrag feſtgeſetzt, welcher für das Jahr 1901 nach 
Maßgabe der bisherigen Grundſätze zur Verteilung gelangt iſt. Sofern nach 
Ablauf des auf die Auflöſung der Geſellſchaft folgenden Jahres die Auflöſung 
des Aufſichtsrats, die mit der Beendigung des Liquidationsverfahrens zu erfolgen 
hat, noch nicht eingetreten ſein ſollte, werden den Mitgliedern des Aufſichtsrats 
für die ſpätere Zeit ihrer Tätigkeit nur die baren Auslagen in der bisherigen 
Weiſe erſtattet. 

§ 8. 

Das gefamte Beamten- und Dienftperfonal der Oſtpreußiſchen Südbahn⸗ 
geſellſchaft, mit Ausnahme der zeitigen Mitglieder der Geſellſchaftsdirektion, tritt 
mit dem Übergange des Unternehmens auf den Staat in den Dienſt der König- 
lichen Verwaltung über, welche die mit jenem Perſonale zur Zeit des Überganges 
beſtehenden Verträge zu erfüllen hat. 

Die Beamtenpenſions- und Unterſtützungskaſſe der Oſtpreußiſchen Südbahn 
bleibt nach dem betreffenden Reglement beſtehen, inſoweit nicht im Einverſtändniſſe 
mit der zuſtändigen Kaſſenvertretung eine anderweitige Regelung ſtattfindet. 

Der Staat tritt in alle rückſichtlich der erwähnten Kaſſe, ſowie der Betriebs— 
krankenkaſſe, der Kranken- und Sterbekaſſe für Werkſtättenarbeiter und der 
Penſionskaſſe für die Betriebs- und Werkſtättenarbeiter von der Oſtpreußiſchen 
Südbahngeſellſchaft übernommenen Verbindlichkeiten ein. Die reglementsmäßigen 
Rechte der Geſellſchaft werden künftig durch die zur Verwaltung der Oſtpreußiſchen 
Südbahn eingeſetzte Königliche Behörde ausgeübt. 

Die zeitigen beſoldeten Mitglieder der Direktion erhalten, im Falle der Auf- 
gabe der ihnen vertragsmäßig zuſtehenden Bezüge bei dem Ubergange des Oft- 
preußiſchen Südbahnunternehmens auf den Staat eine einmalige bare Abfindung 
von 700 000 Max. 

„Der vorbezeichnete Betrag ermäßigt ſich, inſofern ein Abkommen wegen 
des Übertritts der einzelnen Mitglieder in den Staatseiſenbahndienſt geſchloſſen 
werden ſollte, um die darin zu vereinbarenden Beträge. 


en a 


§ 9. 

Seitens der Königlichen Staatsregierung wird die verfaſſungsmäßige Ge— 
nehmigung ſobald als tunlich herbeigeführt werden. 

Dieſes Abkommen wird hinfällig, wenn dieſe Genehmigung nicht bis zum 
1. Juli 1904 erlangt worden iſt. 

§ 10. 

Die Beſtimmungen dieſes Vertrags ſollen nach deſſen Perfektion für die 
Oſtpreußiſche Südbahngeſellſchaft die Geltung ſtatutariſcher Beſtimmungen haben, 
ſo daß alſo dieſer Vertrag als Nachtrag zum Geſellſchaftsſtatut anzuſehen iſt. 


Gil 
Die Koſten dieſes Vertrags einſchließlich der nach Maßgabe der geſetzlichen 
Beſtimmungen zu entrichtenden Stempelſteuern übernimmt der Preußiſche Staat. 
N Berlin, den 2. April 1903. 


Teßmar, Ottendorff, 


Geheimer Ober-Regierungsrat. Geheimer Finanzrat. 
Königsberg i. Pr., den 6. April 1903. 
Direktion der Oſtpreußiſchen Südbahngeſellſchaft. 
Krueger. Hövener. 


Anerkannt zum gerichtlichen Protokoll de dato Königsberg i. Pr., den 
6. April 1903. i 


Redigiert im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


